
Datum: 22.01.2019

Tages-Anzeiger
8021 Zürich
044/ 248 44 11
https://www.tagesanzeiger.ch/

Medienart: Print
Medientyp: Tages- und Wochenpresse
Auflage: 148'705
Erscheinungsweise: 6x wöchentlich Themen-Nr.: 999.222

Auftrag: 3007101Seite: 5
Fläche: 65'614 mm²

Referenz: 72263283

ARGUS DATA INSIGHTS® Schweiz AG | Rüdigerstrasse 15, Postfach, 8027 Zürich
T +41 44 388 82 00 | E mail@argusdatainsights.ch | www.argusdatainsights.ch

Ausschnitt Seite: 1/2

Nationalräte wollen Städte beschenken - mit einer Finanzspritze für E-Busse
Verkehr E-Busse sind teurer als herkömmliche Modelle. Um ihre Verbreitung zu beschleunigen, soll der Bund den Städten Geld geben.

Sauberer als Meister Proper.

Offenbar eine saubere Sache: Bernmobil eröffnete vor einem Monat eine Ladestation für die neuen Elektrobusse. Foto: Christian Pfander

Stefan Häne

Noch sind Elektrobusse mit Bat-
terie auf hiesigen Strassen Exo-
ten. Das soll sich ändern. Ver-
schiedene Städte haben erste
Modelle im Einsatz, darunter Ba-
sel, Bern und Zürich. Zwar macht
der ÖV auf der Strasse nicht den
Hauptteil der CO2-Emissionen
im Verkehr aus, doch auch Die-
sel- und Gasbusse stossen Treib-
hausgase aus. Deren Ersatz ver-
stehen die Städte als Beitrag zum
Schutz von Klima und Luft.

Die Einführung ist bislang
ähnlich geräuschlos verlaufen,

wie die Fahrzeuge unterwegs
sind. Nun aber schlagen SVP-
Politiker im Bundeshaus Lärm -
weil der Bund die Umstellung
von fossil betriebenen Bussen
auf umweltfreundlichere Model-
le finanziell fördern soll. Im Vor-
dergrund stehen E-Busse, es geht
aber auch um Biogas- und
Brennstoffzellenbusse.

«Befristet», aber bis wann?
Entsprechende Pläne wälzt die
Verkehrskommission des Natio-
nalrats; letzte Woche hat sie -

von der Offentlichkeit weitge-
hend unbemerkt - ein Postulat
eingereicht. Der Bundesrat soll
aufzeigen, wie der Bund «die
Durchsetzung von klimaneutra-
len Bussen» beschleunigen kann.
Damit der Strassen-ÖV auch in
der Schweiz künftig eine Vorbild-
funktion einnehme, solle der
Bund eine Anschubfinanzierung
leisten. Bis wann diese dauern
soll, ist unklar. Im Vorstoss heisst
es dazu bloss: «befristet».

Der Vorstoss geniesst breiten
Rückhalt. Widerstand kommt

Sauberer als Meister Proper.
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einzig aus der SVP. «Die Beschaf-
fung und Finanzierung von Bus-
sen ist Sache der Städte», sagt
Nationalrätin Natalie Rickli. Ihr
Parteikollege Thomas Hurter er-
gänzt, wenn schon, müsste ein
solches Anliegen über das Pro-
gramm Agglomerationsverkehr
laufen, mit dem sich der Bund an
Verkehrsprojekten von Städten
und Agglomerationen beteiligt.
Eine neue Kasse aufzutun, kom-
me für ihn nicht infrage.

Initiiert hat den Vorstoss Na-
tionalrat Martin Candinas, der
den Informationsdienst für den
öffentlichen Verkehr (Litra) prä-
sidiert. Letztes Jahr hat der CVP-
Politiker einige Unternehmen
mit einer Busflotte besucht. Die
Umstellung sei bei allen ein gros-
ses Thema gewesen. Dass es mit
der Umstellung hapert, führt
Candinas auf die Mehrkosten zu-
rück. Diese seien heute halt noch
sehr gross. «Es braucht daher
Anreize.» In Basel etwa kostet ein
herkömmliches Modell 550 000
Franken. Die E-Bus-Variante ist
mit 800 000 Franken fast 50 Pro-
zent teurer. In Bern ist von dop-
pelt so hohen Kosten die Rede.

Ob die Idee im Parlament

Chancen hat, wird nicht zuletzt
davon abhängen, wie gross der
Fördertopf werden soll. Hinzu
kommt: Gegenüber der Idee be-
stehen gewisse Vorbehalte auch
in jenen Kreisen, die das Kom-
missionspostulat mittragen.
GLP-Nationalrat Jürg Grossen
etwa ist skeptisch gegenüber
einer rein finanziellen Förderung
von Elektrobussen mit Steuer-
geldern. «Hingegen könnte der
Bund die Rahmenbedingungen
so ausgestalten, dass sich der
Einsatz solcher Busse lohnt.»
Etwa indem er die Mineralöl-
steuer den Betreibern von Die-
sel- und Erdgasbussen nicht
mehr wie heute zurückerstatte.

SVP sieht Städte am Zug
Beim Städteverband kommt die
Idee aus Bundesbern gut an. Der
stellvertretende Direktor Martin
Tschirren räumt zwar ein, es sei
nicht so, dass den Städten per se
das Geld fehle. «Es geht vielmehr
darum, wie schnell die Elektro-
mobilität und andere umwelt-
freundliche Antriebstechnolo-
gien den Durchbruch schaffen.»
Die Städte würden sich bereits

selber stark in diese Richtung en-
gagieren - etwa mit der Förde-
rung von Ladeinfrastrukturen
wie in Genf, Basel und St. Gallen
oder wie in Lausanne mit einem
Zustupf für Käufer von E-Velos.
Ein weiterer Effekt von Bundes-
geldern wäre «noch entscheiden-
der», wie die Verkehrsbetriebe
Zürich geltend machen: Eine An-
schubfinanzierung würde sicher-
stellen, «dass die Mehrkosten der
Beschaffung von E-Bussen nicht
zulasten von anderen Angebots-
ausbauten des ÖV gehen».

SVP-Parlamentarier entgeg-
nen, die Städte müssten ihr Bud-
get halt neu priorisieren, wenn
ihnen die Förderung der E-Bus-
se so wichtig sei. Die Erfahrung
zeige, dass es nicht bei soge-
nannten Anschubfinanzierungen
bleibe, so Natalie Rickli. Sie ver-
weist auf das seit 2003 laufende
Impulsprogramm für familien-
ergänzende Kinderbetreuung
des Bundes; im letzten Herbst
hat das Parlament einer Verlän-
gerung bis 2023 zugestimmt.
Auch ihr Parteikollege Hurter be-
fürchtet: «Anschubfinanzierun-
gen bleiben für ewig.»


